 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7102207/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Ri in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, Giber die Beschwerde vom 23. Dezember 2022 gegen den Bescheid des
Finanzamtes Osterreich vom 2. Dezember 2022 betreffend Riickforderung von Familienbeihilfe
und Kinderabsetzbetragen fir den Zeitraum August 2014 bis November 2022 zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemals § 279 BAO teilweise Folge gegeben. Soweit der Bescheid tber
den Zeitraum August 2014 bis November 2017 abspricht wird er ersatzlos aufgehoben. Der
Rickforderungszeitraum wird auf die Monate Dezember 2017 bis November 2022

eingeschrankt.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Die Beschwerdefiihrerin(Bf.) bezog fiir die Kinder ***1*** ynd ***4*** beide geboren am
1t.11.2013, von November 2013 bis November 2022 Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrage.

Nachdem die belangte Behorde intern Kenntnis davon erlangt hatte, dass ***4*** im Juli 2014
verstorben war, forderte sie mit Bescheid vom 2.12.2022 die Familienbeihilfe und die
Kinderabsetzbetradge fir das Kind ***4*** f{ir den Zeitraum August 2014 bis November 2022

zurilick und begriindete dies wie folgt:
***X3%*%*st am 1. Juli 2014 verstorben, da Sie dies dem Finanzamt nicht gemeldet haben, ist
die Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag bis November 2022 ausbezahlt worden.

Mit Ablauf Juli 2014 ist der Anspruch erloschen, daher wird der oben angefiihrte Zeitraum

l1von7



Seite 2 von 7
riickgefordert.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die Beschwerde vom 23.12.2023, in der die Bf. folgendes
vorbrachte:

In unserem Schock gingen wir davon aus, dass nach der Abmeldung beim Magistrat alle
(fiir uns emotional sehr belastenden) Behérdenwege erledigt sind. Ich habe ***4*** quch in
keiner Steuererkldrung angefiihrt bzw. fiir ihn keine Steuerbegiinstigungen geltend
gemacht.

Nach 8,5 Jahren die Betrdge zuriickzahlen zu miissen, ist fiir mich sehr hart, ich denke
auch, dass hier zumindest teilweise verjéihrte Betrége zuriickgefordert werden, weshalb
ich laut Rechtsmittelbelehrung Beschwerde gegen den Rlickforderungsbescheid erhebe.
Falls keine Verjéihrung vorliegt, ersuche ich um ,Nachsicht" und Absehen von der
Riickforderung bzw. Ausbuchen der riickgeforderten Betréige, da die Riickzahlung nicht
absehbar war und daher sehr hart fiir mich wéire. Soweit ich mich (iber ,Google"
informiert habe, kann man im Falle von Unbilligkeit von der Riickforderung absehen.
Meiner Meinung nach liegt in meinem Fall Unbilligkeit vor.

Wir gingen davon aus, dass durch die Abmeldung beim Magistrat alles erledigt ist. Die
Behorden miissten doch soweit vernetzt sein, dass dies dann umgehend weitergemeldet
wird. Aufserdem habe ich jéhrlich in meiner Steuererklérung angegeben, dass ich 1 Kind
habe - fiir mich waren die jéhrlichen Steuererklérungen die einzigen , Erkldrungen”
gegeniiber dem Finanzamt, dass eine Todesmeldung gesondert nétig ist, war mir nicht
bekannt.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 5.5.2023 wurde die Beschwerde als unbegriindet
abgewiesen und der Riickforderungszeitraum wie folgt begriindet:

.............. Soweit jedoch eine Abgabe hinterzogen ist, betrdgt die Verjéhrungsfrist zehn Jahre.

Da die gesetzlichen Voraussetzungen fiir einen Anspruch auf Familienbeihilfe nicht vorlagen,
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Sie das Wegfallen der Familienbeihilfe auch nicht gemeldet haben und Sie die fortlaufende
Zahlung der Familienbeihilfe billigend in Kauf genommen haben bzw. sich damit abgefunden
haben, kann von einem zumindest bedingt vorsdétzlichem Handeln ausgegangen werden.
Daher kommt die zehnjéihrige Verjédhrungsfrist bei hinterzogenen Abgaben zu tragen. Die
Tatsache, dass Sie sich damit abgefunden haben, ist zwar in dieser Situation versténdlich,
jedoch dndert es nichts an der zu Unrecht bezogenen Familienbeihilfe......

Im Vorlageantrag vom 9.6.2023 verwies die Bf. auf ihr bisheriges Vorbringen.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt
Die Geschwister ***4*** ynd ***1*** wurden am tt.11.2013 geboren.

Auf Grund eines formlosen Antrages vom 15.3.2014 erging am 17.3.2014 eine Mitteilung an
die Bf., wonach ihr von November 2013 bis Oktober 2030 Familienbeihilfe fir ***1*** und

¥xXAXX* 2usteht.
Das Kind ***4*** jst am tt.7.2014 verstorben.

Diesbezliglich erfolgte keine Meldung durch die Beschwerdefiihrerin (Bf.) an die belangte
Behorde.

Die Bf. hat bis November 2022 durchgehend fiir zwei Kinder Familienbeihilfe bezogen.

2. Beweiswiirdigung

Beweis wurde aufgenommen durch Einsicht in den von der belangten Behorde vorgelegten
Verwaltungsakt.
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3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I.

GemaR § 2 Abs. 1 lit. a FLAG 1967 haben Personen, die im Bundesgebiet einen Wohnsitz oder
ihren gewohnlichen Aufenthalt haben, Anspruch auf Familienbeihilfe fiir minderjahrige Kinder.

GemaR § 10 Abs. 2 FLAG 1967 wird die Familienbeihilfe vom Beginn des Monats gewahrt, in
dem die Voraussetzungen fiir den Anspruch erfillt werden. Der Anspruch auf Familienbeihilfe
erlischt mit Ablauf des Monats, in dem eine Anspruchsvoraussetzung wegfallt oder ein
AusschlieBungsgrund hinzukommt.

Vom Wohnsitzfinanzamt wird diesbezliglich eine Mitteilung gem. § 12 FLAG 1967 ausgestellt.

GemalR § 207 Abs. 4 BAO (Bundesabgabenordnung) verjahrt das Recht, die Riickzahlung zu
Unrecht bezogener Beihilfen zu fordern, in fiinf Jahren. Allerdings gilt § 207 Abs. 2 zweiter Satz
sinngemal’, wonach die Verjahrungsfrist zehn Jahre betragt, soweit eine Abgabe hinterzogen
ist. Liegt dem zu Unrecht erfolgten Beihilfenbezug eine Hinterziehungsabsicht zugrunde,
betragt die Verjahrungsfrist somit zehn Jahre (Lenneis/Wanke, FLAG-Kommentar, 2. Auflage, §
26 Tz 39 mit Hinweis auf BFG 3.11.2016, RV/7100224/2016).

Der Abgabenhinterziehung macht sich gemaf § 33 Abs. 1 FinStrG schuldig, wer vorsatzlich
unter Verletzung einer abgabenrechtlichen Anzeige-, Offenlegungs- oder Wahrheitspflicht eine
Abgabenverkiirzung bewirkt.

Gemal § 25 FLAG 1967 sind Personen, denen Familienbeihilfe gewahrt wird, verpflichtet,
Tatsachen, die bewirken, dass der Anspruch auf Familienbeihilfe erlischt, zu melden. Die
Meldung hat innerhalb eines Monats, gerechnet vom Tag des Bekanntwerdens der zu
meldenden Tatsache beim zustandigen Finanzamt zu erfolgen.

Auf diese Meldepflicht wird der Bezieher der Familienbeihilfe in der an ihn ergehenden
Mitteilung iber das Bestehen des Beihilfenanspruches ausdriicklich aufmerksam gemacht. Der
Antragsteller nimmt daher mit der ihm zugesandten Mitteilung zur Kenntnis, dass er samtliche
Anderungen seiner im Antrag gemachten Angaben binnen eines Monats dem zustiandigen
Finanzamt zu melden hat. In der Mitteilung wird ferner auf mégliche Sanktionen bei
Unterlassen der Mitteilung (z.B. Rlickforderungen) hingewiesen (Lenneis/Wanke, a.a.0., § 25
Tz 3).

Die Mitteilung, dass ein Kind, flir welches Familienbeihilfe beantragt und bezogen wurde,
verstorben ist, gehort jedenfalls zu diesen meldepflichtigen Umstanden. Die Bf. hatte daher
den Umstand, dass das Kind ***4*** yerstorben ist, dem Finanzamt melden mssen. Die

4von7



Seite 5von 7

Unterlassung dieser Meldung stellt eine Verletzung einer abgabenrechtlichen Anzeigepflicht
dar; die Meldepflicht im Sinne des § 25 FLAG 1967 ist eine spezielle abgabenrechtliche
Anzeigepflicht (Ritz, BAO, § 123 Tz 2). Fir die Verletzung dieser Pflicht ist im
Familienlastenausgleichsgesetz keine Sanktion vorgesehen, jedoch regelt § 26 FLAG 1967 eine
objektive Riickzahlungsverpflichtung fiir jeden vor, der Familienbeihilfe zu Unrecht, d.h. ohne
dass dem Bezug ein entsprechender Anspruch zu Grunde liegen wiirde, bezogen hat. Fir die

Rickzahlungsverpflichtung dem Grunde nach ist daher die Verschuldensfrage ohne Belang (vgl.
zB VWGH 29.09.2010, 2007/13/0120, VWGH 24.06.2009, 2007/15/0162).

Gemal § 26 Abs. 1 FLAG 1967 ist zu Unrecht bezogene Familienbeihilfe zuriickzuzahlen. Dies
gilt gemal § 33 Abs. 3 EStG, der auf § 26 FLAG 1967 verweist, auch fiir zu Unrecht bezogene
Kinderabsetzbetrage.

Die Bf. hat unzweifelhaft Familienbeihilfe fiir ein verstorbenes Kind, somit ohne zu Grunde
liegenden Anspruch bezogen. Die Rickforderung erfolgte daher dem Grunde nach zu Recht.

Die Verschuldensfrage ist jedoch i.Z. mit den oben zitierten Verjahrungsbestimmungen der
Bundesabgabenordnung fiir die Frage von Belang, fiir welchen Zeitraum die zu Unrecht
bezogene Familienbeihilfe zurlickgefordert werden darf.

Dieser betragt gem. § 207 Abs. 4 BAO grundsatzlich funf Jahre, verldangert sich jedoch auf zehn
Jahre, wenn hinsichtlich des unrechtmaRigen Bezuges vorsatzliches Handeln anzunehmen ist.

Vorsatzlich handelt, wer einen Sachverhalt verwirklichen will, der einem gesetzlichen Tatbild
entspricht; dazu geniigt es, dass der Tater diese Verwirklichung ernstlich fir moglich halt und
sich mit ihr abfindet (§ 8 Abs. 1 FinStrG).

Demgegeniiber handelt fahrlassig, wer die Sorgfalt auller Acht lasst, zu der er nach den
Umstanden verpflichtet und nach seinen geistigen und korperlichen Verhaltnissen befahigt ist
und die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen Sachverhalt verwirklichen
konne, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht. Fahrlassig handelt auch, wer es fir moglich
hélt, dass er einen solchen Sachverhalt verwirkliche, ihn aber nicht herbeifiihren will (§ 8 Abs. 2
FinStrG).

Der bedingte Vorsatz im Sinne des zweiten Halbsatzes dieser Bestimmung setzt kein Wissen
Uber eine Tatsache oder eine Wahrscheinlichkeit, sondern nur das Wissen einer Moglichkeit
voraus. Da der Tater den Umstand aber "ernstlich" fir moglich halten muss, ist eine
Moglichkeit in einem konkreteren Sinn, wie sie etwa einem durch Bedenken erweckten Zweifel
entspricht, gemeint (VWGH 7.8.2003, 2000/16/0627; VWGH 28.4.1994, 93/16/0193). Der OGH
hat klarstellend ausgesprochen, dass "ernstlich fiir moglich halten" so zu verstehen ist, dass der
Tater die Tatbestandsverwirklichung (den verponten Erfolg) als naheliegend ansieht (standige
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Rechtsprechung seit OGH 12.2.1975, 13 Os 6/75, veroffentlicht in EvBl 1975/192 = JBI 1975,
384).

Laut den Begriindungen im bekdampften Bescheid und in der Beschwerdevorentscheidung ging
die belangte Behorde offenbar davon aus, dass bereits die Verletzung der in § 25 FLAG 1967
geregelten Meldepflicht die Anwendbarkeit der zehnjahrigen Verjahrungsfrist rechtfertigt.

Wenn die Abgabenbehdérde zu dem Schluss kommt, dass die Beihilfen im Sinne des § 207 Abs 2
BAO hinterzogen wurden, so setzt eine solche Beurteilung jedoch eine eindeutige,
ausdriickliche und nachprifbare bescheidmaRige Feststellungen Ulber die
Abgabenhinterziehung voraus und sind die malRgebenden Hinterziehungskriterien der
Straftatbestdande von der Abgabenbehdrde nachzuweisen (Ritz, BAO, §207 Tz 15). Die
Abgabenbehérde hat es aber verabsidumt, im Bescheid jene Umstinde und Uberlegungen
aufzuzeigen bzw. jene Feststellungen zu treffen, die erkennen lassen, dass die Bf. vorsatzlich
gehandelt hat (vgl. BFG vom 11.1.2020, RV/7103469/2019 und die dort zitierte Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes).

Im vorliegenden Fall liegen nach Auffassung des Bundesfinanzgerichtes keine klar erkennbaren
Umstande vor, aus denen mit Erfolg auf ein nachweisbar vorsatzliches Handeln der Bf.
geschlossen werden kann.

Es ist der Bf. zuzugestehen, dass sie sich durch den Tod ihres Kindes zunachst in einer
psychischen Ausnahmesituation befand. Es ist aber dennoch nicht verstandlich, dass die Bf.
ohne weitere Erkundigungen einzuholen davon ausging, dass mit der behordlichen Abmeldung
beim Magistrat-damit kann nur die Abmeldung im Zentralen Melderegister gemeint sein-eine
Verstandigung des Finanzamtes Uber das Erldschen des Anspruches auf Familienbeihilfe
verbunden sei. Ebenso gab es keinen Grund anzunehmen, dass die Angabe ,,nur” eines Kindes
in der elektronisch eingereichten Erklarung zur Arbeitnehmerveranlagung Auswirkungen auf
die Uberpriifung des Anspruches auf den Bezug von Familienbeihilfe haben wiirde.

Weiters ist festzuhalten, dass die Bf. bis Juli 2014 fiir zwei Kinder Familienbeihilfe bezogen hat,
sodass davon ausgegangen werden muss, dass ihr die Hohe der bezogenen Leistung bekannt
war. Die Bf. hat es daher in fahrlassiger Weise verabsaumt, sich zu informieren, ob die die
Familienbeihilfe auszahlende Behérde vom Tod ihres Kindes Kenntnis erlangt hat und ob die
Hohe der Leistung entsprechend angepasst wurde.

Da der Bf. vorsatzliches Handeln nicht nachgewiesen werden kann, ist auf die Riickforderung
die allgemeine Verjahrungsbestimmung des § 207 Abs. 4 BAO anzuwenden. Der
Rickforderungszeitraum betrdgt daher fiinf Jahre ab dem Monat der Bescheiderlassung.

Was die von der Bf. in Erwagung gezogene Moglichkeit, eine Nachsicht zu erwirken betrifft,
steht es ihr frei, bei der belangten Behorde einen entsprechenden Antrag auf Nachsicht gemald
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§ 236 BAO einzubringen. Ein Nachsichtsverfahren ist ein von der Riickforderung getrenntes
Verfahren. Die Gewahrung einer Nachsicht liegt im Ermessen des Finanzamtes (vgl. Wanke in
Lenneis/Wanke (Hrsg), FLAG2 § 26, Rz 78).

Uber eine Nachsicht ist nicht im gegenstindlichen Beschwerdeverfahren betreffend den
Rickforderungsbescheid zu entscheiden. Das Nachsichtsverfahren ist ein eigenes
Verwaltungsverfahren, welches das Finanzamt aufgrund eines entsprechenden Antrages
gegebenenfalls zu entscheiden hat.

Es war daher wie im Spruch zu entscheiden.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhdngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

m vorliegenden Fall ist die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangig, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Soweit Rechtsfragen zu beurteilen waren, folgt das
Gericht einer existierenden, einheitlichen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes,
Tatfragen sind einer Revision nicht zuganglich.

Wien, am 29. November 2023

7von7



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I.
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




